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KOSOVO

„Ohne Kompromiss  
kein Frieden“
Boris Kanzleiter

INTERGLOBAL

Statt eine „Lösung“ für den 
Kosovo zu erarbeiten, bereitet die 
internationale Diplomatie den Boden 
für neue Ethnokonflikte.

Ungewissheit auf dem Balkan. 
Nach dem Scheitern der Direktgesprä-
che zwischen der serbischen Regie-
rung und den Selbstverwaltungsor-
ganen der Kosovo-Albaner über den 
zukünftigen völkerrechtlichen Status 
des Kosovo dominieren Durchhalte-
parolen. In Belgrad erklärt Premier-
minister Vojislav Kostunica täglich, 
seine Regierung beharre unter allen 
Umständen auf der „territorialen In-
tegrität“ Serbiens. In Pristina hält der 
designierte Regierungschef der Koso-
vo-Albaner, der frühere UCK-Komman-
dant Hashim Thaci, dagegen eisern an 
der Forderung nach Unabhängigkeit 
fest.

Trotz der Blockade werden in den 
kommenden Wochen Entscheidungen 
erwartet. Am 19. Dezember wird sich 
zunächst der UN-Sicherheitsrat mit 
dem Konflikt beschäftigen. Aber auch 
hier ist eine Übereinkunft unwahr-
scheinlich. Vor allem die USA insis-
tieren auf eine schnelle Erfüllung der 
albanischen Forderungen. Russland 
stellt sich dagegen entschlossen an 
die Seite Serbiens.

Daher wird in den kommenden 
Wochen ein Szenario wahrschein-
lich, das bisher von allen Seiten als 
„worst case“ bezeichnet wurde. Die 
Kosovo-Albaner wollen die Unabhän-
gigkeit vorbei am UN-Sicherheitsrat 
unilateral erklären. „Wir können kein 
exaktes Datum nennen, aber es wird 
sehr schnell passieren“, kündigte Ko-

sovo-Präsident Fatmir Sejdiu an. Ne-
ben den USA haben mittlerweile auch 
die meisten EU-Länder signalisiert, 
dieses Vorgehen diplomatisch anzuer-
kennen. Aus Brüssel werden die Ko-
sovo-Albaner allerdings aufgefordert, 
die Unabhängigkeit erst nach den 
Präsidentschaftswahlen in Serbien zu 
proklamieren. Der erste Wahlgang fin-
det am 20. Januar statt, am 3. Februar 
folgt die Stichwahl.

Mit diesem Vorgehen ist auf dem 
Balkan ein ernster Konflikt vorpro-
grammiert. Serbiens Außenminister 
Vuk Jeremic warnt, dass es „ohne 
Kompromiss keinen Frieden“ gebe. 
Die serbische Regierung hat angekün-
digt, gegen eine einseitige Unabhän-
gigkeitserklärung mit „allen diplo-
matischen und politischen Mitteln“ 
vorzugehen. Notfallplanungen sehen 
unter anderem eine Grenzblockade 
und die Unterbrechung der Strom-
versorgung des Kosovo vor. Einzelne 
Politiker wie der Kostunica-Berater 
Aleksandar Simic schließen selbst 
den Einsatz der Armee nicht aus. Die 
diplomatischen Beziehungen Serbiens 
zu den USA und der EU werden in je-
dem Fall einer schweren Belastungs-
probe ausgesetzt.

Brenzlig könnte die Situation vor 
allem für die noch etwa 150.000 Ser-
ben und Roma im Kosovo werden. Ser-
biens Präsident Boris Tadic kündigte 
bereits eine „symmetrische Antwort“ 
auf die Unabhängigkeitserklärung an. 
Die serbisch dominierten Landkreise 
könnten ihrerseits die Unabhängigkeit 
von einem unabhängigen Kosovo er-
klären. Somit würde sich ein Szenario 
wiederholen, das aus Kroatien und 

Bosnien-Herzegowina am Beginn der 
Neunzigerjahre bekannt ist. Bewaff-
nete Zusammenstöße zwischen alba-
nischen und serbischen paramilitäri-
schen Gruppen um die Kontrolle des 
Territoriums wären wahrscheinlich. 
Die ersten Opfer wären die Bewohner 
kleiner serbischer Enklaven im Süden 
des Kosovo. Tausende von ihnen sit-
zen bereits jetzt auf gepackten Kof-
fern. Aus der Enklave Gracanica sind 
in den vergangenen Tagen bereits die 
ersten Roma-Familien Richtung Serbi-
en aufgebrochen.

Die neue Krise auf dem Balkan 
wird zwar von lokalen Akteuren 
ausgetragen. Und falls es zu Gewalt 
kommt, wird wieder schnell vom 
„tausendjährigen Hass“ der Balkan-
völker die Rede sein. Aber nichts 
kann darüber hinweg täuschen, dass 
der aktuelle Konflikt in hohem Maße 
eine Folge der Politik der „internatio-
nalen Gemeinschaft“ ist. Ein Problem 
liegt dabei in der Resolution 1244 des 
UN-Sicherheitsrates, mit der im Juni 
1999 das Nato-Bombardement Serbi-
ens beendet wurde. Dieses Dokument 
garantiert die „territoriale Unversehrt-
heit“ der Bundesrepublik Jugoslawi-
en, dessen Rechtsnachfolger Serbien 
ist. Kosovo wird eine „substanzielle 
Autonomie“ eingeräumt, keinesfalls 
aber die Unabhängigkeit.

Im offenen Gegensatz zu diesen 
im Konsens der Vetomächte gefassten 
Beschlüssen agiert seit 1999 allerdings 
die UN-Verwaltung des Kosovo (UN-
MIK). In konsequenten Schritten wur-
den nicht nur albanisch dominierte 
Selbstverwaltungsorgane aufgebaut 
und mit wachsenden Kompetenzen 

ausgestattet. UNMIK-Funktionäre 
wie der derzeit amtierende Chef der 
Übergangsverwaltung, der Deutsche 
Joachim Rücker, versprechen seit Jah-
ren auch die „Lösung der Statusfrage“ 
und meinen damit ausdrücklich die 
Unabhängigkeit. Anfang Juni erklärte 
auch US-Präsident George W. Bush auf 
Stippvisite in Albaniens Hauptstadt 
Tirana, die Zeit für Kosovos Unabhän-
gigkeit sei „jetzt“. 
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unilateral erklären. 
Mit diesem Vorgehen 
ist auf dem Balkan 
ein ernster Konflikt 
vorprogrammiert.

Diese Vorwegnahme des Ergeb-
nisses durch die UN-Funktionäre und 
hohe US-Politiker hat zur Blockade der 
Verhandlungen geführt. Denn Pristina 
war von Beginn an zu keinem Zeit-
punkt gezwungen, sich ernsthaft über 
mögliche Kompromisse Gedanken 
zu machen. Mit starken Freunden im 
Hintergrund konnte sich die Delega-
tion der Kosovo-Albaner konsequent 
weigern, über etwas anderes zu dis-
kutieren als die Unabhängigkeit. Bel-
grad dagegen konnte mit dem Pochen 
auf die Resolution 1244 auf einen gül-
tigen Rechtsakt und die Prinzipen des 
Völkerrechts verweisen.


